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S A T Z U N G 
 

Landfrauenvereinigung des Katholischen Deutschen Frauenbundes (KDFB), 
Landesverband Bayern e. V. 
 
 
I.  Allgemeine Bestimmungen 
 
§ 1  Name, Anbindung, Rechtsform, Sitz und Gerichtsstand 
 
1. Der Verein führt den Namen „Landfrauenvereinigung des Katholischen Deutschen Frauenbundes 

(KDFB) Landesverband Bayern e. V.“, im Folgenden „Landfrauenvereinigung“ genannt.  
 

2. Die Landfrauenvereinigung ist eine selbstständige Einrichtung des Katholischen Deutschen 
Frauenbundes Landesverband Bayern e. V., im Folgenden auch KDFB genannt.  

 
3. Es handelt sich um einen im Vereinsregister eingetragenen Verein, der nicht auf einen wirtschaftlichen 

Geschäftsbetrieb ausgerichtet ist.  
 

4. Die Ämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt.  
 
5. Die Landfrauenvereinigung hat ihren Sitz in München. 
 
6. Als Gerichtsstand gilt München. 
 
 
§ 2 Zweck des Vereins 
 
Zweck des Vereins ist es, Frauen zu informieren und ihre Bildung zu fördern. Als wertorientierte, christlich 
motivierte, politische Interessensvertretung vertritt die Landfrauenvereinigung insbesondere die Anliegen 
von Frauen im ländlichen Raum. Ihre Veranstaltungen dienen auch dazu, das gegenseitige Verständnis 
zwischen den Menschen, die in der Stadt wohnen und denen, die auf dem Land leben, zu vertiefen. 
 
 
§ 3 Durchführung des Vereinszweckes 
 
Aufgaben des Vereins, um seinen Zweck zu erfüllen: 

1. Über strukturelle Veränderungen in ländlichen Räumen mit entsprechenden Arbeitshilfen, Aktionen und 
Projekten informieren. 

 
2. Bildungsveranstaltungen durchführen. 
 
3. Mit staatlichen und kommunalen Stellen, Ministerien, Regierungen und einschlägigen Organisationen 

Kontakt pflegen und zusammenarbeiten. 
 
4. Führungskräfte auf Landes- und Diözesanebene schulen. 
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§ 4  Gemeinnützigkeit 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnittes 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in 
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke, ein Gewinnstreben ist ausgeschlossen. 

 
2. Alle Inhaber von Vereinsämtern sind grundsätzlich ehrenamtlich tätig. Die ehrenamtlichen Mitglieder 

des Vorstands können für ihre Tätigkeit jedoch eine angemessene Vergütung erhalten. (vgl. § 8 
Nummer 3) 

 
 
§ 5 Geschäftsjahr 
Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr. 
 
 
 
II. Mitgliedschaft 
 
§ 6 Erwerb der Mitgliedschaft 
 
Jedes Mitglied des KDFB Landesverband Bayern ist zugleich Mitglied der Landfrauenvereinigung. Die 
Mitgliedschaft in der Landfrauenvereinigung wird mit dem Eintritt in einen Zweigverein des KDFB auf dem 
Gebiet des KDFB Landesverband Bayern mit der Einzelmitgliedschaft bei einem zum KDFB 
Landesverband Bayern gehörenden Diözesanverband oder mit der Einzelmitgliedschaft im KDFB 
Landesverband Bayern erworben. 
 
 
§ 7 Ende der Mitgliedschaft 
 

1. Durch Tod. 
 

2. Durch Austritt aus dem KDFB mit einer Frist von drei Monaten zum Jahresende. 
 

3. Durch Ausschluss aus dem KDFB. 
 

4. Näheres regeln die entsprechenden Satzungen des KDFB. 
 
 
§ 8 Beiträge und Mittel des Vereins 
 
Beiträge, Mittel und Aufwandsentschädigung  
 
1.  Die Landfrauenvereinigung erhebt keinen gesonderten Mitgliedsbeitrag. Die Ausgaben für ihre 

satzungsgemäßen Zwecke bestreitet sie aus dem anteiligen Mitgliedsbeitrag des KDFB Landesverband 
Bayern sowie durch Zuschüsse und Zuwendungen. 

 
2.  Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 

erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem 
Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
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3.  Dem Landesvorstand steht eine angemessene Tätigkeitsvergütung zu, die er unter Berücksichtigung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse festlegt. Diese wird vom Landesvorstand mehrheitlich beschlossen. 
Die Landesdelegierten sind darüber zu informieren. 

 
 
 
III. Aufbau 
 
§ 9 Gliederung 
 
Die Landfrauenvereinigung gliedert sich wie folgt: 
 
1. Zweigvereine des KDFB  

 
2. Landesverband der Landfrauenvereinigung  

 
 

§ 10 Zweigvereine  
 
Jeder Zweigverein des KDFB benennt eine Verantwortliche für die Landfrauenvereinigung, diese fungiert 
als Ansprechpartnerin für die Zweigvereine und für den Landesverband der Landfrauenvereinigung. Sollte 
der Zweigverein keine Ansprechpartnerin benennen, fällt die Aufgabe an die Vorsitzende bzw. die 
Teamsprecherin des Zweigvereines. Der jeweilige Diözesanverband gibt die Kontaktdaten an den 
Landesverband der Landfrauenvereinigung weiter. 
 
 
§ 11 Landesverband der Landfrauenvereinigung  
 
Der Landesverband der Landfrauenvereinigung umfasst das Gebiet des KDFB Landesverband Bayern.  
Er regelt seine Angelegenheiten eigenständig und wählt seine Organe selbst. Die Organe und Gremien 
des Landesverbands können sich jeweils eine Geschäftsordnung geben, welche insbesondere 
konkretisierende Regelungen zum Ablauf der Versammlungen bzw. Sitzungen enthalten.  
 
 
IV. Organe 
 
 
§ 12 Organe der Landfrauenvereinigung Landesverband Bayern 
 
1. Landesdelegiertenversammlung der Landfrauenvereinigung (§ 13) 

 
2. Landesvorstand der Landfrauenvereinigung (§ 14) 

 
3. Diözesane Arbeitsgemeinschaften der Landfrauenvereinigung (§ 17) 
 
4. Arbeits- und Programmkonferenz der Landfrauenvereinigung (§ 18) 
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§ 13 Landesdelegiertenversammlung  
 
(1) Zusammensetzung:  
 

1. Die Mitglieder des Landesvorstandes 
 

2.  Die Kassenrevisorinnen mit beratender Funktion 
 

3.  Die Delegierten  
 

a) Die Anzahl der Delegierten bestimmt sich nach folgendem Schlüssel:  

• bis 5.000 Mitglieder des KDFB Diözesanverbands 2 Delegierte und 2 Ersatzdelegierte,  

•   5.001 bis 10.000 Mitglieder 3 Delegierte und bis zu 3 Ersatzdelegierte 

• 10.001 bis 15.000 Mitglieder 4 Delegierte und bis zu 4 Ersatzdelegierte 

• 15.001 bis 20.000 Mitglieder 5 Delegierte und bis zu 5 Ersatzdelegierte 

• 20.001 bis 30.000 Mitglieder 6 Delegierte und bis zu 6 Ersatzdelegierte 

• 30.001 bis 50.000 Mitglieder 7 Delegierte und bis zu 7 Ersatzdelegierte 

• über 50.001 Mitglieder 8 Delegierte und bis zu 8 Ersatzdelegierte.  
 

b) In einem satzungsgemäßen Gremium des KDFB Diözesanverband werden die Delegierten und 
Ersatzdelegierten für die Landesdelegiertenversammlung der Landfrauenvereinigung gewählt. Das 
Gremium, in dem die Delegiertenwahl stattfindet, regelt der jeweilige Diözesanverband in seiner 
Satzung. 

 
c) Hat ein Diözesanverband keine wirksame und eingetragene Regelung in seiner Satzung getroffen, 

werden die Delegierten und Ersatzdelegierten für die Landesdelegiertenversammlung der 
Landfrauenvereinigung in der Delegiertenversammlung des jeweiligen Diözesanverbands des 
KDFB gewählt. 

 
d) Die Mitglieder der Zweigvereine des KDFB sind die Mitglieder der Landfrauenvereinigung. Alle 

Zweigvereine des KDFB einer Diözese sind einem Diözesanverband des KDFB regional als 
Organisationseinheit zugeordnet (vgl. § 13 der KDFB-Satzung). Die Wahl der Delegierten der 
Landfrauenvereinigung erfolgt insofern mittelbar aus den Zweigvereinen des KDFB auf Ebene der 
Diözesanverbände des KDFB. 

 

e) Es gibt folgende Diözesanverbände als eingetragene Vereine:  

• KDFB Diözesanverband Augsburg e.V.  

• KDFB Diözesanverband Bamberg e.V.  

• KDFB Diözesanverband Eichstätt e.V.  

• KDFB Diözesanverband München und Freising e.V. 

• KDFB Diözesanverband Passau e.V. 

• KDFB Diözesanverband Regensburg e.V.   

• KDFB Diözesanverband Speyer e.V. und  

• KDFB Diözesanverband Würzburg e.V.  
 

f) Die Delegierten werden für eine Dauer von 4 Jahren gewählt. Sie bleiben jedoch bis zur 
Wiederwahl oder satzungsgemäßen Wahl einer Nachfolgerin im Amt. 

 

g) Gehört eine Delegierte eines Diözesanverbandes dem Landesvorstand an, so entsendet dieser 
Diözesanverband eine Ersatzdelegierte. 
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4. Eine Vertreterin der Einzelmitglieder des KDFB Landesverband Bayern 
 

5. Die Landesvorsitzende des KDFB Landesverband Bayern oder die vom Landesvorstand des KDFB 
mit beratender Funktion Beauftragte für die Landfrauenvereinigung 

 
6. Die Bundesvorsitzende der Landfrauenvereinigung oder eine ihrer Stellvertreterinnen mit 

beratender Funktion 
 
(2) Aufgaben: 
 

1. Beratung und Beschlussfassung über die Ziele des Verbandes und Stellungnahmen zu zeitnahen 
Fragen  

 
2. Beschlussfassung über die Annahme und Änderung der Satzung des Landesverbandes 
 
3. Entgegennahme des Tätigkeits- und Kassenberichtes, sowie die Entlastung des Landesvorstandes 
 
4. Beschlussfassung über die von den Mitgliedern und dem Landesvorstand satzungsgemäß 

gestellten Anträge 
 
5. Wahl der Mitglieder des Landesvorstandes auf vier Jahre 
 
6. Wahl zweier Kassenrevisorinnen auf vier Jahre 
 
7. Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins 
 
8. Entgegennahme von Informationen über Beschlüsse zur Tätigkeitsvergütung für den 

Landesvorstand der Landfrauenvereinigung. 
 
(3) Arbeitsweise: 
 

1. Die Landesdelegiertenversammlung tritt jährlich einmal zusammen. Die Einladung hat unter 
Mitteilung der Tagesordnung mindestens drei Wochen vor dem Termin schriftlich, in Textform, 
auch per E-Mail zu geschehen. Die Einberufung erfolgt durch die Landesvorsitzende oder durch 
eine ihrer Stellvertreterinnen.  

 
2. Außerordentliche Delegiertenversammlungen haben stattzufinden, wenn der Landesvorstand dies 

für dringlich erachtet oder wenn wenigstens ein Drittel der Mitglieder der 
Landesdelegiertenversammlung dies beim Vorstand schriftlich unter Angabe der 
Beratungsgegenstände beantragt. Die Einberufung und Durchführung erfolgen ebenso wie bei der 
ordentlichen Delegiertenversammlung. 

 
3. Die ordnungsgemäß einberufene Landesdelegiertenversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl 

der (physisch oder virtuell) Erschienenen beschlussfähig. Sie fasst ihre Beschlüsse mit einfacher 
Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der Vorsitzenden. 

 
4. Bei Wahlen ist gewählt, wer die meisten Stimmen hat. Gewählt wird schriftlich und geheim. 

Zweimalige Wiederwahl ist möglich.  
 
5. Für die Wahl der Landesvorstandschaft ist im ersten Wahlgang die Mehrheit der (physisch oder 

virtuell) erschienenen bzw. am Sternverfahren teilnehmenden, stimmberechtigten Delegierten 
erforderlich. Im zweiten Wahlgang ist gewählt, wer die meisten Stimmen hat. 
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6. Gewählt werden die Landesvorsitzende, die Stellvertreterin für Finanzen und weitere fünf gleich-
berechtigte Stellvertreterinnen. 

 
7. Anträge von Mitgliedern zur Landesdelegiertenversammlung müssen spätestens acht Tage vor 

dem Versammlungstermin beim Landesvorstand schriftlich oder in Textform, auch per E-Mail, 
eingereicht sein.  

 
8. Zu Satzungsänderungen ist die Zustimmung von zwei Dritteln der in Präsenz erschienenen bzw. 

online teilnehmenden Delegierten notwendig. Die Delegiertenversammlung, bei der über die 
Auflösung des Vereines entschieden werden soll, muss als Präsenzveranstaltung stattfinden und 
ist beschlussfähig, wenn wenigstens zwei Drittel ihrer stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind.  
Zur Auflösung des Vereins ist die Zustimmung von drei Vierteln aller stimmberechtigen 
Anwesenden notwendig.  

 
9. Die Landesdelegiertenversammlung kann in Form einer Präsenzversammlung oder auch als 

Online-Versammlung stattfinden. Auch eine Mischform dieser Verfahren ist zulässig (Hybrid-
Versammlung). In der Einladung ist auf die Form der Versammlung hinzuweisen. Im Falle der 
Durchführung einer Online- oder Hybrid-Versammlung gelten die Absätze 1 bis 8 mit der Maßgabe 
entsprechend, dass den Mitgliedern zusätzlich und rechtzeitig die Zugangsdaten zum Online-
Konferenzraum bekanntzumachen sind und online zugeschaltete Mitglieder als anwesend gelten. 
Den Mitgliedern wird die Verpflichtung auferlegt, ihre Zugangsdaten keinem Dritten zugänglich zu 
machen und unter strengem Verschluss zu halten. 

 
10. Beschlüsse der Landesdelegiertenversammlung können auch schriftlich und/oder per E-Mail 

gefasst werden (Sternverfahren). Der Aufruf zur Beschlussfassung im Sternverfahren erfolgt durch 
den Landesvorstand, durch die Landesvorsitzende oder eine ihrer Stellvertreterinnen. Ein solcher 
Beschluss ist gültig, wenn alle stimmberechtigten Mitglieder der Landesdelegiertenversammlung 
beteiligt wurden, bis zu dem vom Landesvorstand gesetzten Termin mindestens die Hälfte der 
beteiligten Mitglieder ihre Stimme(n) in Textform abgegeben haben und der Beschluss mit der 
erforderlichen Mehrheit gefasst wurde. Nach Abschluss Sternverfahrens sind die 
Beschlussergebnisse sämtlichen Mitgliedern zeitnah bekannt zu machen. 

 
11. Über die Beschlüsse der Landesdelegiertenversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen, die 

von der Vorsitzenden oder einer ihrer Stellvertreterinnen und der Protokollantin zu unterzeichnen 
ist. 

 
12.  Die Beschlüsse der Landesdelegiertenversammlung sind für die diözesanen 

Arbeitsgemeinschaften und die Ansprechpartnerinnen der Landfrauenvereinigung in den 
Zweigvereinen des KDFB verbindlich. 

 
 
§ 14 Landesvorstand 
 
Zusammensetzung:  
 

1. Die Landesvorsitzende 
 

2. Mindestens 4 und maximal 6 Stellvertreterinnen, davon eine mit Zuständigkeit für die Finanzen. 
Den Vorstand unterstützt eine Referentin, die bei der Führung der Geschäfte mitwirkt.  

 
3. Die vom KDFB Landesverband Bayern Beauftragte für die Landfrauenvereinigung wird zu den 

Sitzungen als Gast mit beratender Funktion eingeladen. 
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 § 15 Vorstand im Sinne des § 26 BGB 
 
Vertretungsberechtigt für den Vorstand sind jeweils zwei der genannten Vorstandsmitglieder. 
 
 
§ 16 Aufgaben und Arbeitsweise des Landesvorstandes 
 
(1) Aufgaben: 
 

1. Sorge um die Verwirklichung der Zielsetzung des Verbandes 
 
2. Führung der Verwaltungsgeschäfte des Landesverbandes 
 
3. Aufstellung des Haushaltsplanes 

 

4. Einberufung der Landesdelegiertenversammlung 
 
5. Vorlage eines Tätigkeits- und Kassenberichtes bei der Landesdelegiertenversammlung 
 
6. Entgegennahme und Behandlung von Anträgen der Mitglieder 
 
7. Ausführung der Beschlüsse der Landesdelegiertenversammlung 
 
8. Einberufung der Arbeits- und Programmkonferenz. 

  
(2) Arbeitsweise: 
 

1. Der Landesvorstand wird durch die Landesvorsitzende oder eine ihrer Stellvertreterinnen schriftlich 
oder in Textform, auch per E-Mail, unter Angabe der Tagesordnung mindestens vierzehn Tage vor 
dem Termin einberufen. In dringenden Fällen kann auch mit einer Frist von drei Tagen eingeladen 
werden. 

 
2. Er tritt mindestens dreimal jährlich zusammen. Außerordentliche Vorstandssitzungen hat die 

Vorsitzende einzuberufen, wenn wenigstens zwei Vorstandsmitglieder dies beantragen.  
 
3. Der Landesvorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit 

entscheidet die Stimme der Vorsitzenden. Der Landesvorstand ist beschlussfähig, wenn 
wenigstens die Hälfte der Mitglieder (physisch oder virtuell) anwesend ist. 

 
4. Die Vorstandssitzung kann in Form einer Präsenzversammlung oder auch als Online-

Versammlung stattfinden. Auch eine Mischform dieser Verfahren ist zulässig (Hybrid-
Versammlung). In der Einladung ist auf die Form der Versammlung hinzuweisen. Im Falle der 
Durchführung einer Online- oder Hybrid-Versammlung gelten die Absätze 1 bis 3 mit der Maßgabe 
entsprechend, dass den Vorständen zusätzlich und rechtzeitig die Zugangsdaten zum Online-
Konferenzraum bekanntzumachen sind und online zugeschaltete Vorstände als anwesend gelten. 
Den Vorständen wird die Verpflichtung auferlegt, ihre Zugangsdaten keinem Dritten zugänglich zu 
machen und unter strengem Verschluss zu halten. 

 
5. Beschlüsse der Vorstandssitzung können auch schriftlich und/oder per E-Mail gefasst werden 

(Sternverfahren). Der Aufruf zur Beschlussfassung im Sternverfahren erfolgt durch die 
Landesvorsitzende oder einer ihrer Stellvertreterinnen. Ein solcher Beschluss ist gültig, wenn alle 
stimmberechtigten Vorstände der Vorstandssitzung beteiligt wurden, bis zu dem von der 
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Landesvorsitzenden oder ihrer Stellvertreterin gesetzten Termin mindestens die Hälfte der 
beteiligten Vorstände ihre Stimme(n) in Textform abgegeben haben und der Beschluss mit der 
erforderlichen Mehrheit gefasst wurde. Nach Abschluss Sternverfahrens sind die 
Beschlussergebnisse sämtlichen Vorständen zeitnah bekannt zu machen. 

 
6. Die Sitzungen werden von der Vorsitzenden oder einer ihrer Stellvertreterinnen geleitet. Über die 

Ergebnisse ist ein Protokoll zu erstellen, welches von der Sitzungsleiterin und der Protokollantin zu 
unterzeichnen ist. 

 
7. Scheidet während der Wahlperiode ein gewähltes Mitglied des Landesvorstandes aus, so ist bei 

der nächsten Landesdelegiertenversammlung eine Nachwahl für den Rest der laufenden 
Wahlperiode durchzuführen. Bis zur Nachwahl übernimmt ein Mitglied des Landesvorstandes die 
Aufgaben des ausgeschiedenen Mitglieds.  

 
 
§ 17 Diözesane Arbeitsgemeinschaften 
 
(1) Zusammensetzung: 
 

Die Wahl der Delegierten ist in § 13 Abs. 1 Nr. 3 bestimmt.  
Diese gewählten Delegierten sind zugleich geborene Mitglieder der Diözesanen Arbeitsgemeinschaft für 
den jeweiligen Diözesanverband (§ 13, Nr. 3). Des Weiteren können ihr Ansprechpartnerinnen der 
Landfrauenvereinigung in Bezirken/Dekanaten/Regionen sowie weitere kooptierte Mitglieder angehören. 
Sie bestimmen aus ihrer Mitte eine Sprecherin und mindestens eine Stellvertreterin. 
 
(2) Arbeitsweise 
 

1. Die Mitglieder der Diözesanen Arbeitsgemeinschaft werden durch die Sprecherin oder eine ihrer 
Stellvertreterinnen schriftlich oder in Textform, auch per E-Mail, unter Angabe der Tagesordnung 
mindestens vierzehn Tage vor dem Termin einberufen. In dringenden Fällen kann auch mit einer 
Frist von drei Tagen eingeladen werden. 

 
2. Sie tritt in der Regel zweimal jährlich zusammen.  
 
3. Die Diözesane Arbeitsgemeinschaft fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Bei 

Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der Sprecherin. Die Diözesane Arbeitsgemeinschaft ist 
beschlussfähig, wenn wenigstens die Hälfte der Mitglieder (physisch oder virtuell) anwesend ist. 

 
4. Die Sitzung kann in Form einer Präsenzversammlung oder auch als Online-Versammlung 

stattfinden. Auch eine Mischform dieser Verfahren ist zulässig (Hybrid-Versammlung). In der 
Einladung ist auf die Form der Versammlung hinzuweisen. Im Falle der Durchführung einer Online- 
oder Hybrid-Versammlung gelten die Absätze 1 bis 3 mit der Maßgabe entsprechend, dass den 
Mitgliedern der Diözesanen Arbeitsgemeinschaft zusätzlich und rechtzeitig die Zugangsdaten zum 
Online-Konferenzraum bekanntzumachen sind und online zugeschaltete Mitglieder als anwesend 
gelten. Den Mitgliedern wird die Verpflichtung auferlegt, ihre Zugangsdaten keinem Dritten 
zugänglich zu machen und unter strengem Verschluss zu halten. 

 
5. Beschlüsse der Diözesanen Arbeitsgemeinschaft können auch schriftlich und/oder per E-Mail 

gefasst werden (Sternverfahren). Der Aufruf zur Beschlussfassung im Sternverfahren erfolgt durch 
die Sprecherin oder eine ihrer Stellvertreterinnen. Ein solcher Beschluss ist gültig, wenn alle 
stimmberechtigten Mitglieder der Diözesanen Arbeitsgemeinschaft beteiligt wurden, bis zu dem 
von der Sprecherin oder ihrer Stellvertreterin gesetzten Termin mindestens die Hälfte der 
beteiligten Mitglieder ihre Stimme(n) in Textform abgegeben haben und der Beschluss mit der 
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erforderlichen Mehrheit gefasst wurde. Nach Abschluss Sternverfahrens sind die 
Beschlussergebnisse sämtlichen Mitgliedern zeitnah bekannt zu machen. 

 
6. Die Sitzungen werden von der Sprecherin oder einer ihrer Stellvertreterinnen geleitet. Über die 

Ergebnisse ist ein Protokoll zu erstellen. 
 
(3) Aufgaben der Diözesanen Arbeitsgemeinschaft  
 

1. Die Aufgabenübertragung wird nur in dem jeweiligen Diözesanverband wahrgenommen, welcher 
die Diözesane Arbeitsgemeinschaft gewählt hat. 

 
2. Die Aufgaben jeder Diözesanen Arbeitsgemeinschaft sind: 

a. Planung, Werbung und Durchführung von Veranstaltungen im jeweiligen Diözesanverband 
b. Abstimmung mit dem jeweiligen diözesanen Bildungswerk 
c. Kontakt zu den jeweiligen Zweigvereinen 
d. Kontakt zu dem jeweiligen KDFB Diözesanverband 
e. Vorschlag von Kandidatinnen für die Wahl der Landesdelegierten 
f. Bestimmung der Bundesdelegierten für die Bundesdelegiertenversammlung der 

Landfrauenvereinigung des Katholischen Deutschen Frauenbundes (KDFB) e.V. 
g. Bestimmung der Landesdelegierten, falls die KDFB Satzung des Diözesanverbandes dies 

vorsieht. 
 

(4) Der Landesvorstand kann jeder Diözesanen Arbeitsgemeinschaft eine Geschäftsordnung geben, 
um die Arbeitsweise und die Aufgabenübertragung zu konkretisieren.  

 
 
§ 18 Arbeits- und Programmkonferenz 
 
(1) Zusammensetzung: 
 

1. Die Mitglieder des Landesvorstandes 
 
2. Je zwei Mitglieder aus den diözesanen Arbeitsgemeinschaften – bevorzugt die Sprecherin und 

eine Stellvertreterin.   
 
3. Die Landesvorsitzende des KDFB oder die vom Landesvorstand des KDFB Beauftragte für die 

Landfrauenvereinigung 
 
4. Die für die Landfrauenvereinigung zuständige Referentin 

 
(2) Aufgaben: 
 

1. Beschlussfassung über thematische Schwerpunkte des Verbandes und die Erarbeitung und 
Umsetzung im Jahresprogramm. 

 
2. Erfahrungsaustausch, insbesondere zur Bildungsarbeit für und mit Frauen im ländlichen Raum. 
 
3. Auseinandersetzung mit aktuellen Fragen des ländlichen Raumes. 
 
4. Vorstellung von Medien und Materialien zur Arbeit in den Diözesen und Zweigvereinen. 
 
5. Mitverantwortung für die Umsetzung der Ziele des Verbandes. 
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(3) Arbeitsweise: 
 

1. Die Arbeits- und Programmkonferenz findet einmal jährlich statt. Die Konferenz wird durch die 
Landesvorsitzende oder eine ihrer Stellvertreterinnen schriftlich, in Textform, auch per E-Mail unter 
Angabe der Tagesordnung, mindestens 14 Tage vor dem Termin einberufen. 

 
2. Die Teilnehmerinnen fassen ihre Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei 

Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der Vorsitzenden. Die Konferenz ist beschlussfähig, 
wenn wenigstens ein Drittel der Mitglieder (physisch oder virtuell) anwesend ist. 

3. Von den Ergebnissen ist eine Niederschrift zu erstellen, die von der Vorsitzenden oder einer ihrer 
Stellvertreterinnen und der Protokollantin zu unterzeichnen ist. Die Niederschrift erhalten alle 
Eingeladenen in Textform, auch per E-Mail. 
 

4. Die Arbeits- und Programmkonferenz kann in Form einer Präsenzversammlung oder auch als 
Online-Versammlung stattfinden. Auch eine Mischform dieser Verfahren ist zulässig (Hybrid-
Versammlung). In der Einladung ist auf die Form der Versammlung hinzuweisen. Im Falle der 
Durchführung einer Online- oder Hybrid-Versammlung gelten die Absätze 1 bis 3 mit der Maßgabe 
entsprechend, dass den Mitgliedern der Arbeits- und Programmkonferenz (gemäß § 18 Abs. 1) 
zusätzlich und rechtzeitig die Zugangsdaten zum Online-Konferenzraum bekanntzumachen sind 
und online zugeschaltete Mitglieder der Arbeits- und Programmkonferenz als anwesend gelten. 
Den Mitgliedern der Arbeits- und Programmkonferenz wird die Verpflichtung auferlegt, ihre 
Zugangsdaten keinem Dritten zugänglich zu machen und unter strengem Verschluss zu halten. 
 

5. Beschlüsse der Arbeits- und Programmkonferenz können auch schriftlich und/oder per E-Mail 
gefasst werden (Sternverfahren). Der Aufruf zur Beschlussfassung im Sternverfahren erfolgt durch 
den Landesvorstand durch die Landesvorsitzende oder eine ihrer Stellvertreterinnen. Ein solcher 
Beschluss ist gültig, wenn alle stimmberechtigten Mitglieder der Arbeits- und Programmkonferenz 
beteiligt wurden, bis zu dem vom Landesvorstand gesetzten Termin mindestens die Hälfte der 
beteiligten Mitglieder ihre Stimme(n) in Textform abgegeben haben und der Beschluss mit der 
erforderlichen Mehrheit gefasst wurde. Nach Abschluss Sternverfahrens sind die 
Beschlussergebnisse sämtlichen Mitgliedern der Arbeits- und Programmkonferenz zeitnah bekannt 
zu machen. 

 
 
§ 19 Kassenprüferinnen 
 
Die Landesdelegiertenversammlung wählt für die Dauer von vier Jahren zwei Kassenprüferinnen und eine 
stellvertretende Kassenprüferin, die nicht dem Landesvorstand angehören dürfen. Eine zweimalige 
Wiederwahl ist möglich.  
Die Kassenprüferinnen haben die Kasse/Konten des Vereins einschließlich der Belege mindestens einmal 
für ein Geschäftsjahr auf ihre satzungsgemäße Verwendung hin zu prüfen und dem Landesvorstand 
darüber zu berichten. Auf der Landesdelegiertenversammlung erstatten sie einen Prüfbericht und 
beantragen bei ordnungsgemäßer Führung der Kassengeschäfte die Entlastung des Vorstands. 
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V. Schlussbestimmungen 
 
 
§ 20 Vermögensrechtliche Bestimmungen 
 
Den Mitgliedern stehen die im BGB § 716 Abs. 1 bezeichneten Rechte nicht zu. Ein Mitglied hat keinen 
Anspruch auf etwaige Gewinnanteile oder sonstige Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.  
 
§ 21 Verwendung des Vereinsvermögen 
 
Bei Auflösung des Vereines oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereines 
dem Katholischer Deutscher Frauenbund Landesverband Bayern e.V. zu, der es unmittelbar und 
ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 
 
 
§ 22 Schlichtungsausschuss 
 
Zur Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Vereinsmitgliedern in Vereinsangelegenheiten wird vom 
Landesvorstand ein Schlichtungsausschuss gebildet. Falls vor dem Schlichtungsausschuss eine Einigung 
zwischen den streitenden Parteien nicht zu erzielen ist, bleiben den streitenden Parteien gerichtliche 
Auseinandersetzungen vorbehalten, soweit der Rechtsweg zulässig ist. Nähere Regelungen über den 
Schlichtungsausschuss sind in der Geschäftsordnung des Landesverbandes zu treffen. 
 
 
§ 23 Änderung der Satzung 

Jede Satzungsänderung ist dem zuständigen Finanzamt und dem Registergericht durch Übersendung der 
geänderten Satzung anzuzeigen.  
 
Der Landesvorstand wird zu Änderungen der Satzungsneufassung berechtigt, soweit diese Anpassungen 
zum Erhalt des Gemeinnützigkeitsstatus oder zur Herstellung der Eintragungsfähigkeit in das 
Vereinsregister oder zur sprachlichen bzw. redaktionellen Anpassung des Entwurfs im geringen Umfang 
(ohne Änderung des Sinngehalts) notwendig sind. Bei der nächsten Landesdelegiertenversammlung ist 
darüber zu berichten.  
 
 
§ 24 Inkrafttreten der Satzung 

Die Satzung der Landfrauenvereinigung bedarf der Zustimmung des Katholischen Deutschen 
Frauenbundes (KDFB) Landesverband Bayern e.V. 
Sie tritt nach der schriftlichen Zustimmung des Landesvorstandes des KDFB mit ihrer Eintragung ins 
Registergericht in Kraft. 
 
 
_____________________________________________________________________________________ 
Satzung der Landfrauenvereinigung des Katholischen Deutschen Frauenbundes (KDFB) Landesverband 
Bayern e.V., vom 16.10.2024 
Eingetragen in das Vereinsregister unter Nr. 5743 

 

 


